
09.07.2024
Drucksache 7/10420

Druck: Thüringer Landtag, 11. Juli 2024

Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

U n t e r r i c h t u n g

durch die Landesregierung

Fortschreibung der Strategie für den Einsatz von E-
Government und IT des Freistaats Thüringen

Anliegend übersende ich Ihnen zur Unterrichtung der Mitglieder des 
Thüringer Landtags den von der Thüringer Landesregierung zur Kennt-
nis genommenen Bericht "Strategie für den Einsatz von E-Government 
und IT des Freistaats Thüringen".

Prof. Dr. Hoff 
Minister für Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten 

und Chef der Staatskanzlei

Anlage

_______
Hinweise der Landtagsverwaltung:
Der Bericht einschließlich des Schreibens der Finanzministerin vom 3. Juli 2024 
wurde als Anlage zum Schreiben des Ministers für Kultur, Bundes- und Euro-
paangelegenheiten und Chefs der Staatskanzlei vom 8. Juli 2024 an die Präsi-
dentin des Landtags zugeleitet. Auf einen Abdruck der Anlage wird verzichtet. 
Die Anlage steht unter der oben genannten Drucksachennummer elektronisch 
im Abgeordneteninformationssystem und in der Parlamentsdokumentation un-
ter der Internetadresse www.parldok.thueringer-landtag.de zur Verfügung. Die 
Fraktionen, die Parlamentarische Gruppe, die fraktionslosen Abgeordneten und 
die Landtagsbibliothek erhalten je ein Exemplar der Anlage in der Papierfassung.



 
  

Thüringer Finanzministerium 
Postfach 90 04 61 · PLZ 99107 Erfurt 
 

 

 

Übersendung der fortgeschriebenen Strategie für E-Government und IT 
des Freistaats Thüringen  
 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
 
anbei erhalten Sie eine Ausfertigung der nach Tz. 4 der Verwaltungsvorschrift 
für die Organisation des E-Governments und des IT-Einsatzes in der Landes-
verwaltung des Freistaats Thüringens fortgeschriebene Strategie für E-
Government und IT des Freistaats Thüringen, welche vom Thüringer Kabinett 
am 11. Juni 2024 beschlossenen wurde, zur Kenntnis und weiteren Verwen-
dung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Heike Taubert 
 
Anlage 
 
 
 
 

Präsidentin des Thüringer Landtags 
Frau Birgit Pommer, MdL 
Jürgen-Fuchs-Straße 1 
99096 Erfurt 
 

Die Ministerin 

Ihre Ansprechpartnerin: 
Heike Taubert 

Durchwahl: 
Telefon +49 361 57 3611-000 
Telefax +49 361 57 3611-651 

Heike.Taubert@ 
tfm.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 
 

Ihre Nachricht vom: 
 

Unser Zeichen: 
(bitte bei Antwort angeben) 
1040-51-O 1009/3963 
77390/2024 

Erfurt 
3. Juli 2024 

Thüringer 
Finanzministerium 
Ludwig-Erhard-Ring 7 
99099 Erfurt 
 
www.thueringen.de 
 
USt-IdNr.: DE353210442 
 
Leitweg-ID E-Rechnung: 
16900601-0001-95 
 
Informationen zum Umgang mit 
Ihren Daten (Art. 13, 14 DSGVO) 
im Thüringer Finanzministerium 
finden Sie im Internet unter  
www.ds-tfm.thueringen.de.  
Auf Wunsch übersenden wir  
Ihnen eine Papierfassung. 
 
Bankverbindung 
Landesbank Hessen-Thüringen 
BIC: HELADEFF820 
IBAN: DE37 8205 0000 3004 4440 18 



Strategie für
E-Government und IT
des Freistaats Thüringen

www.verwaltung.thueringen.de

Thüringen: einfach digital.

https://verwaltung.thueringen.de


E-Government und IT Strategie 2024	 2

Inhaltsverzeichnis
Vorwort	 3

1.	 Einleitung	 5

2.	 Leitbild	 8

3.	 Handlungsfelder	 11

	 3.1.	 Verwaltungsleistungen: Nutzerorientierte digitale Leistungen	 11

	 3.2.	 Verwaltungsprozesse: Optimierung und Standardisierung	 13

	 3.3.	 Verwaltungsarbeit und -kultur: Zusammenarbeit, Kompetenzaufbau und Attraktivität	 15

	 3.4.	 Verwaltungsstrukturen: Föderale E-Government-Verwaltungsstrukturen	 17

	 3.5.	 Transparenz und Teilhabe: Nutzung und Austausch von Daten	 18

	 3.6.	 Querschnittsaufgabe IT: Souveränität und Sicherheit	 20

	 3.7.	 Strategische Initiativen 	 22

	 3.8.	 KI in der Verwaltung 	 24

4.	 Governance und Umsetzung	 26

	 4.1.	 Föderale und ressortübergreifende Governance	 26

	 4.2.	 Umsetzung und Fortschreibung 	 27

	 4.3.	 Ressourcen	 27

	 4.4.	 Zehn Erfolgsfaktoren für Digitalisierungsprojekte	 28



E-Government und IT Strategie 2024	 3

Eine wichtige Aufgabe bleibt auch in Thüringen die Um-
setzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG). Mit derzeit 
214 Leistungen (Dashboard des Bundes, Stand: Mai2024) 
liegt der Freistaat auf Platz 1 unter den ostdeutschen  
Ländern und rangiert bundesweit in der Spitzengruppe 
der Länder.

Digitalisierung der Verwaltung ist jedoch viel mehr und 
wird in den kommenden Jahren enorme Anstrengungen 
erfordern: das fängt an bei der Optimierung von Pro- 
zessen, der Anpassung und Vereinheitlichung von  Fach-
verfahren, dazu gehört auch die stetige Verbesserung 
einer soliden, standardisierten Infrastruktur, die Quali-
fizierung der Bediensteten sowie die Vernetzung inner-
halb Verwaltung.

Bei alledem stehen die Menschen und Unternehmen im 
Mittelpunkt. Wir sind als Verwaltung auch Dienstleister. 
Unser Ziel sind daher digitale Verwaltungsleistungen, 
die verständlich, vollständig zugänglich und leicht be-
dienbar sind.

Diese Rahmenbedingungen sind in das überarbeitete 
Strategiepapier eingeflossen und ergeben unser Leitbild 
sowie die daraus abgeleiteten Ziele für die Thüringer Ver-
waltung in den kommenden Jahren. Aufgrund der dyna-
mischen Entwicklungen wurde die Strategie modular auf-
gebaut, sodass die Landesverwaltung bei Veränderungen 
der Gegebenheiten flexibel nachsteuern kann.

Die Strategie leistet in dieser neuen Form als gemein-
sames Leitbild und Handlungsagenda der Landesregie-
rung einen Beitrag zur Beschleunigung der Verwaltungs-
modernisierung.

Dr. Hartmut Schubert
Thüringer Finanzstaatssekretär
CIO des Freistaats Thüringen

Vorwort

Liebe Leserin, lieber Leser,

die Digitalisierung ist für eine moderne Verwaltung ele-
mentar. Wir brauchen zeitgemäße Antworten auf gesell-
schaftliche Erwartungen, den technischen Fortschritt 
und rechtliche Rahmenbedingungen. Die Landesverwal-
tung muss auf strategischer Ebene angemessen reagie-
ren und die geänderten Erwartungen von Unternehmen, 
Bürgerinnen und Bürgern und Bediensteten berücksich-
tigen. Daher haben wir unsere aktuelle Strategie aus dem 
Jahr 2018 in mehreren Austauschrunden gemeinsam mit 
Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen Spitzen-
verbände, Personalvertretungen sowie der Ressorts 
überarbeitet und neu ausgerichtet.

Die letzten Jahre haben deutlich gemacht: Die Digitali-
sierung ist eine Daueraufgabe der Thüringer Landesver-
waltung. Sie erfordert dynamische Reaktionen auf die 
technischen und rechtlichen Entwicklungen.

Die digitale Transformation ermöglicht es, Verwaltung 
vollkommen neu zu denken. Digitalisierung kann die 
Leistungsfähigkeit der Verwaltung erhöhen, wenn Pro-
zesse grundlegend überdacht, optimiert und – wo es 
sinnvoll ist – automatisiert werden. Dies ist unumgäng-
lich, um eine bezahlbare und bürgerfreundliche Ver-
waltung zu schaffen und die prognostizierten offenen 
(Plan-) Stellen in der Verwaltung bis 2035 abzufedern. 



Einleitung
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Wir erleben einen rasanten technologischen Fortschritt: 
Digitalisierung ist Treiber für Wachstum, Effizienz und 
Interaktion. Technologien wie künstliche Intelligenz (KI) 
und Cloud kommen stärker in die Anwendung und werden 
dabei von leistungsstarken Datennetzen getragen. 

Durch die tiefe Durchdringung aller Lebensbereiche im 
Zuge der Digitalisierung ergeben sich neue Gestaltungs-
möglichkeiten in allen politisch-gesellschaftlichen 
Themen. Anknüpfend an die Thüringer Strategie für die 
Digitale Gesellschaft vertiefen wir in der vorliegenden  
E-Government- und IT-Strategie die Ausrichtung der Digi-
talisierung der Verwaltung.

Mit der Weiterentwicklung der Strategie richten wir uns 
an den veränderten Erwartungen und politischen sowie 
rechtlichen Rahmenbedingungen aus. Von Seiten unserer 
Zielgruppen – den Bürgerinnen und Bürgern, den Unter-
nehmen, der Landesverwaltung und ihren Bediensteten 
sowie den Thüringer Kommunen – erkennen wir folgende 
Bedarfe:

•	 Bürgerinnen und Bürger: wünschen sich neben einer 
umfassenden digitalen Verfügbarkeit von Verwal-
tungsleistungen, die leicht verständlich, intuitiv sowie 
barriere- und medienbruchfrei bedienbar sind, mehr 
Transparenz, Interaktion und Beteiligung.1

•	 Unternehmen: erwarten durch schnelleren, präziseren 
und effektiveren Service der Verwaltung eine Stärkung 
ihrer Wettbewerbs- und Innovationskraft.2

•	 Landesverwaltung und ihre Bedienstete: benöti-
gen moderne Arbeitsmöglichkeiten wie ortsunab- 
hängiges Arbeiten sowie eine Stärkung der Hand-
lungs- und Gestaltungsfähigkeit in ihren Verantwor-
tungsbereichen.3 

•	 Kommunen: fordern Unterstützung, zentrale digitale 
Lösungen und Entlastung insbesondere bei Aufgaben 
im übertragenen Wirkungskreis, um kommunale Kern-
aufgaben zu erfüllen.

1 Vergleich: dbb Bürgerbefragung Öffentlicher Dienst 2023, DBB, zuletzt aufgerufen am 
10.04.2024	

2 Vergleich: Jahresbericht 2023: Weniger, einfacher, digitaler., Nationaler Normenkont-
rollrat, zuletzt aufgerufen am 10.04.2024.	

3 Vergleich: Bleibebaromter Öffentlicher Dienst 2022, Next:Public, zuletzt aufgerufen 
am 10.04.2024	

Daneben adressiert die Strategie folgende Rahmenbedin-
gungen:

•	 Rechtsrahmen: Die digitale Transformation der öffent-
lichen Verwaltung wird beeinflusst durch Vorgaben 
aus dem Europarecht, z. B.  Single-Digital-Gateway-
Verordnung (SDG), dem Bundesrecht, z. B. Onlinezu-
gangsgesetz (OZG) und Registermodernisierungsge-
setz (RegMoG) oder dem Landesrecht, z. B. Thüringer 
E-Government-Gesetz (ThürEGovG). Diese Vorgaben 
sind in den letzten Jahren stetig hinzugekommen oder 
wurden bzw. werden weiterentwickelt.

•	 Demographie und Fachkräfte: Aufgrund des anste-
henden Renteneintritts geburtenstarker Jahrgänge 
wird bis 2035 ein Anteil von ca. 30% bzw. 14.000 un-
besetzten Planstellen und Stellen prognostiziert. Um 
die Arbeitslast auch in Zukunft zu bewältigen, müssen 
alle durch Digitalisierung entstehenden Chancen für 
eine effizientere Aufgabenerbringung genutzt werden. 
Dazu soll unter anderem auch die laufende Aufgaben-
kritik des Landes beitragen. 

•	 Komplexer Föderalismus: Die Digitalisierung der Ver-
waltung wird nur dann erfolgreich sein, wenn Bund, 
Länder und Kommunen gemeinsam daran arbeiten 
und gewohnte Strukturen hinterfragen. Die Heraus-
forderungen bei der OZG-Umsetzung haben gezeigt, 
dass es weiterer Konsolidierung und Zentralisierung 
auch im föderalen Kontext bedarf.

•	 Informationssicherheit: Mit steigendem Fortschritt 
in der Digitalisierung steigt die Bedrohung für Inf-
rastrukturen und Verwaltungsdaten. Dieses Risiko 
muss bei der Digitalisierung der Verwaltung stets be-
trachtet und auf ein vertretbares Maß gebracht wer-
den.

1. Einleitung
In den sechs Jahren nach Veröffentlichung der bisherigen Strategie haben 
weitreichende Veränderungen stattgefunden. 
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Mit der Weiterentwicklung der Strategie bauen wir auf Bestehendem auf – daher blicken wir auch zurück und nehmen 
folgende Erkenntnisse mit: 

Was haben wir geschafft?

• Grundlagen für stärkere Zentralisierung und
Standardisierung mit unseren IT-Dienstleistern
TLRZ4 und KIV5 gelegt

• Informationssicherheit durch ThüringenCERT6

und BSI7-Zertifizierung gestärkt

• Möglichkeiten der mobilen Arbeit ausgebaut
und Hardware-Ausstattung einheitlicher ge-
staltet

• E-Government-Kompetenzen durch Aufbau
eigener Studiengänge zur Verwaltungsinfor-
matik entwickelt

• Zusammenarbeit mit Kommunen durch Aus-
tausch, gemeinsame Projekte, Förderung und
KIV verbessert

4 TLRZ: Thüringer Landesrechenzentrum 
5  KIV: Kommunale Informationsverarbeitung Thüringen GmbH
6 ThüringenCERT: Computer Emergency Response Team für die Thüringer Landesver-

waltung
7  BSI: Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnologie

• Nutzerzufriedenheit und Nutzungshäufigkeit
bei digitalen Leistungen fokussieren

• Registermodernisierung ambitioniert umset-
zen und Potenziale technisch moderner und
möglichst zentraler Register suchen

• Fokus auf Prozessoptimierung, um Ende-zu-
Ende Digitalisierung umzusetzen und komplexe
Abläufe und Vorschriften zu vereinfachen

• Aufbauend auf dem Thüringer Transparenzge-
setz Teilhabe, Datennutzung und -austausch
fördern

• Kompetenzaufbau zu E-Government und IT bei
Beschäftigten der Landesverwaltung fördern

• Wirkungsorientierte Kooperationen mit klaren
gemeinsamen Zielstellungen anstreben

Welche Weichen wollen wir neu 
stellen?

Abbildung 1: Rückblickende Erkenntnisse für die Weiterentwicklung der Strategie 

Aus den Erwartungen, Rahmenbedingungen und dem 
Rückblick leiten wir eine klare Feststellung ab: 

Wir brauchen eine auf Dauer angelegte 
digitale Transformation der Verwaltung. 
Unter digitaler Transformation verstehen wir die Stär-
kung der Effizienz des Verwaltungshandelns, indem Ab-
läufe und Verfahren im Rahmen der Digitalisierung neu 
und über organisatorische Grenzen hinweg gedacht wer-
den – dies in Verbindung mit der Entwicklung und Etab-
lierung einer modernen Arbeitskultur und eines digita-
len Mindsets.

Diesen stetigen Transformationsprozess 
wollen wir mit der E-Government- und 
IT-Strategie untermauern.

Weil dieser Prozess eine Querschnittsaufgabe ist, die 
alle Behörden der Landesverwaltung betrifft, definiert 
die E-Government- und IT-Strategie Standards und Vor-
gaben für Fachdigitalisierungsstrategien und deren Um-
setzung. Wenn in dieser Strategie also von „Wir“ die 
Rede ist, dann ist damit die Thüringer Landesverwaltung 
in der querschnittlichen Umsetzung der Verwaltungsdi-
gitalisierung gemeint.



Leitbild

2
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Wo sehen wir die Thüringer Verwaltung in 2035? 

Wir schaffen durch Standardisierung, Prozessmodernisierung und den 
Einsatz moderner IT-Systeme eine nutzerorientierte und leistungsfähige 
Verwaltung, die Bürgerinnen und Bürgern, Unternehmen und Vereinen in 
Thüringen einen sicheren, digitalen und einfachen Zugang zu öffentlichen 
Dienstleistungen und Informationen bietet. 

2. Leitbild

Dieses Leitbild fußt auf klaren Werten, welche die Richtschnur für unser Handeln 
und unsere Entscheidungen in der Verwaltungsdigitalisierung sind.

Nutzerorientierung bedeutet für uns, dass…

• …Bedarfe, Herausforderungen und Lebenslagen
der Nutzenden im Fokus sind. Dazu treten wir in den
direkten Austausch mit Nutzergruppen und werten
Feedback und Kennzahlen aus. Unsere Leistungen
sind vielfach in einfacher Sprache, möglichst barriere-
frei und perspektivisch mehrsprachig verfügbar.

Eine leistungsfähige Verwaltung bedeutet für uns, dass…

• …Digitalisierung kein Selbstzweck ist, sondern
Grundvoraussetzung einer modernen Verwaltung.
Wir verstehen uns als Dienstleister für Menschen
und Unternehmen und alle, die unsere Leistungen
nutzen. Daraus folgt ein Leitbild als lernende, tech-
nologieaffine Verwaltung. Dies ist Voraussetzung,
um die von der Verwaltung erwartete hohe Bestän-
digkeit und Berechenbarkeit zu gewährleisten.

• …wir Standards umsetzen und verbreiten. Wir richten
uns an übergreifenden (z. B. europäischen, föderalen
oder allgemein etablierten) Vorgehensweisen und
Methoden aus:  etwa bei der Modellierung von Pro-
zessen und Daten, aber auch im Projekt-, Produkt- und 
Portfoliomanagement. Wir etablieren und operatio-
nalisieren diese Standards in der Landesverwaltung
und passen sie gegebenenfalls für unsere Ziele an.
Wir nutzen technische Standards mit beispielsweise
offenen Schnittstellen und stärken unsere digitale
Souveränität, unter anderem durch die Nutzung von
Open Source-Software.

• …wir eine konsolidierte IT einsetzen. Dazu setzen
wir auf modulare digitale Komponenten, die flexibel
und interoperabel mit anderen digitalen Systemen
funktionieren können. Die digitalen Module sind die
Grundlage für die Ende-zu-Ende-Digitalisierung8 von
Prozessen. Auf diese Weise schaffen wir ein Platt-
form-Ökosystem, das auch dezentrale Entwicklungen
durch Dritte ermöglicht.

• 	…wir  durch Zentralisierung effizienter werden. Zent-
rale Lösungen ermöglichen oft schnellere, wirtschaft-
lichere Umsetzungen. Wir streben unter anderem zen-
tral betriebene, standardisierte Fachverfahren (wie
z. B. im Bereich des Wohngeldes) an, die dezentral
genutzt werden und bei Leistungen ohne Ermessens-
spielräumen automatisiert ablaufen können.

Ein sicherer, digitaler und einfacher Zugang heißt für uns, 
dass…

• …Nachweise und Daten nur einmal erbracht werden
müssen: Um Bürgerinnen und Bürgern sowie Unter-
nehmen eine bessere Servicequalität zu bieten, wer-
den Daten perspektivisch durch vernetzte Register
mit Zustimmung der Nutzenden ausgetauscht (Once-
Only-Prinzip“).

• …es einen zentralen Zugang für Nutzende gibt.
Menschen und Unternehmen erhalten unsere Lei-

8	Bei der Ende-zu-Ende-Digitalisierung wird der gesamte Verwaltungsprozess von der 
Antragstellung über die Bearbeitung bis hin zum Versand des Bescheids digital aus-
geführt.
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 Verwaltungsleistungen  In allen Handlungsfeldern relevant

 Transparenz und Teilhabe

 Querschnittsaufgabe IT

 Verwaltungsprozesse

Ziel 1: Die E-Government-Angebote orientieren sich kon-
sequent am Nutzen für Bürgerinnen und Bürger sowie   
Unternehmen.

Ziel 2: E-Government trägt zur Steigerung der Attrakti-
vität des Freistaats Thüringen bei.

Ziel 3: Open Government führt zu mehr Transparenz 
und Teilhabe.

Ziel 4: Daten und Informationen werden sicher aus-
getauscht.

Ziel 5: Der zentrale IT-Dienstleister ist leistungsfähi-
ger und kompetenter Partner der Verwaltung.

 Verwaltungsprozesse & Verwaltungsstrukturen

Ziel 6: Die Effizienz im Verwaltungshandeln wird kon-
tinuierlich gesteigert.

 Querschnittsaufgabe IT

Ziel 7: Die IT-Landschaft wird bedarfsgerecht und ein-
heitlich gestaltet.

 Verwaltungsarbeit und -kultur

Ziel 8: Die Arbeitssituation der Mitarbeitenden in der 
Landesverwaltung wird zur Erhöhung der Motivation 
verbessert.

 Verwaltungsarbeit und -kultur

Ziel 9: Die Mitarbeitenden sind auf die Anforderungen 
von E-Government vorbereitet.

 Verwaltungsstrukturen & Querschnittsaufgabe IT

Ziel 10: Kooperationen werden im Rahmen von strate-
gischen Allianzen genutzt.

Bezüge zur weiter entwickelten Strategie:     = Weiterverfolgung     = Aktualisierung     = Neuausrichtung

stungen möglichst einfach und haben einen zen-
tralen Anlaufpunkt für digitale Prozesse. Durch die 
Bündelung von Leistungen gelangen wir so zu einem 
„One-Stop“ bzw. „No-Stop-Government“9  bei dem 
Nutzende entsprechend ihrer individuellen Voraus-
setzungen, mehrere Leistungen unabhängig von Ver-
waltungszuständigkeiten an einer Stelle beziehen 
können. 

• 	…unsere  Verwaltungsleistungen perspektivisch nur
noch digital angeboten werden. Wir haben eine klare
Strategie: Für Unternehmen stellen wir Verwaltungs-
leistungen nur noch digital bereit (digital only), für
Bürgerinnen und Bürger ist die digitale Bereitstellung 
priorisiert (digital-first). Perspektivisch erwägen wir
einen ausschließlich digitalen Kanal für Bürgerinnen
und Bürger in Verbindung mit bedarfsgerechten Un-
terstützungsangeboten vor Ort.

9  One-Stop-Government bezeichnet die Möglichkeit alle notwendigen bürokratischen 
Schritte an einer einzigen Stelle durchzuführen. No-Stop-Government meint antraglo-
ses Verwalten (beispielsweise, wenn nach der Geburt automatisch Kindergeld gezahlt 
würde).	

• 	…wir als Verwaltung transparent sind. Wir bauen
Infrastrukturen auf, um Daten zu veröffentlichen, zu
informieren und Nachvollziehbarkeit sicherzustellen.
Dazu stellen wir immer mehr Daten und Informationen 
in guter Qualität bereit.

Mit diesen Werten baut die weiterent-
wickelte E-Government- und IT-Strate-
gie auf den bestehenden zehn Zielen 
der vorherigen Strategie auf. Die fol-
gende Übersicht zeigt, wie die Ziele in 
den nachfolgenden Handlungsfeldern 
aufgehen und dabei entweder weiter-
verfolgt, aktualisiert oder neuausge-
richtet werden. 

Abbildung 2: Rückblick auf die Ziele der alten Strategie



Handlungsfelder
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3.1.	 Verwaltungsleistungen: Nutzerorientierte digitale Leistungen
Dieses Handlungsfeld dreht sich um den Ausbau und die Verbesserung des digitalen Leistungsangebots sowie 
begleitender Unterstützungs- und Informationsangebote für alle Zielgruppen der Verwaltung. Wir denken in  
Ende-zu-Ende-Prozessen, daher folgt auf dieses Handlungsfeld, das zunächst die Verwaltungsleistungen für 
Menschen und Unternehmen in den Fokus nimmt, ein Handlungsfeld zur Analyse und Optimierung von Pro- 
zessen. Beide Handlungsfelder hängen folglich untrennbar zusammen.

3. Handlungsfelder
Um unser Leitbild zu erreichen, stellen wir sechs Handlungsfelder in den Fokus, die klar strukturiert und operatio-
nalisiert werden. Für jedes Handlungsfeld werden mit Blick auf das Jahr 2030 strategische Ziele formuliert, die Wei-
terentwicklungen der Ziele der vorangegangenen Strategie sind. Die strategischen Ziele werden durch Etappenziele 
unterlegt, die wir in den nächsten zwei Jahren erreichen, überprüfen und fortschreiben möchten. Im gleichen Zeitraum 
positionieren wir strategische Initiativen, die Beispiele im Querschnitt aus den Handlungsfeldern herausgreifen und 
eine klare Umsetzungsperspektive aufzeigen. Konkrete Maßnahmen formulieren wir – wie gehabt – auf jährlicher Ba-
sis im Aktionsplan.

Leitbild und Werte

Handlungs-
felder

Strategische 
Ziele

Etappenziele

Verwaltungs-
leistungen

Verwaltungsar-
beit und -kultur

Transparenz 
und Teilhabe

Verwaltungs-
prozesse

Verwaltungs-
strukturen

Querschnitts-
aufgabe IT

Strategische Initiativen

Aktionsplan

Erfolgs- 
faktoren

Abbildung 3: Struktur der weiterentwickelten Strategie

3.1.1.	 Strategische Ziele

Ziel: Wir bauen unser digitales Leistungsangebot mit klarem Fokus auf die 
wichtigsten Leistungen für Menschen und Unternehmen aus.

• Durch eine gezielte und wirtschaftliche Nachnut-
zung von Einer-für-Alle-Leistungen (EfA) sowie den
bedarfsweisen Ausbau unserer Eigenentwicklungen
erhöhen wir die Verfügbarkeit digitaler und Ende-zu-
Ende umgesetzter Verwaltungsleistungen. Wir stre-
ben weiterhin als Land an, die Kosten für Betrieb,
Wartung und Weiterentwicklung sowohl der EfA-

Leistungen als auch der Thüringer Basisdienste10  zu 
übernehmen. Wir wollen diese den Kommunen auch 
weiterhin kostenlos zur Verfügung stellen und die 
Einführung von Verwaltungsleistungen fördern.

10 Basisdienste bieten Grundfunktionalitäten für den zentralen Betrieb, z. B. für die 
Bezahlung, Authentifizierung oder Realisierung der Datensicherheit.	
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• 	Wir setzen uns für eine bundesweit verpflichtende
und einheitliche Nutzung der bereitgestellten Basis-
dienste ein, welche europäische Lösungen wie die
European Digital Identity Wallet (EUDI-Wallet) inte-
grieren.

• 	Offene  Schnittstellen ermöglichen es der Wirtschaft,
eigene Angebote für die Verwaltung zu erstellen, so-
dass Verwaltungsleistungen noch stärker in Alltags-
abläufe integriert werden können. Wir orientieren uns
hier an den Erfahrungen mit der Schnittstelle der elek-
tronischen Steuererklärung (ELSTER-Schnittstelle).

• 	Über    die Realisierung der Registermodernisierung
erreichen wir sukzessive den Reifegrad 4 gemäß
OZG-Reifegradmodell.11  Dabei ist eine digitale Be-
antragung möglich, bei der Daten nur einmal ange-
geben werden müssen. Liegen die Daten bzw. Nach-
weise bereits vor, können diese aus bestehenden
Registern abgerufen werden. Hier fokussieren wir uns 
auf priorisierte Leistungen und Register.

11 Siehe OZG-Reifegradmodell, Bundesministerium des Innern und für Heimat, zuletzt 
aufgerufen am 27.04.2024	

Ziel: Wir gestalten den technischen und organisatorischen Handlungsrahmen, 
damit unsere digitalen Leistungen attraktiver und nutzerfreundlicher werden.

• 	Wir beziehen die Bedarfe der Nutzenden in die Struk-
tur und den Aufbau unserer Leistungen mit ein.
Nutzertests zur Prüfung der Bedienbarkeit und Ver-
ständlichkeit sind in der Leistungsentwicklung
ebenso Bestandteil wie dauerhafte Feedback-Kom-
ponenten und Wirkungsmessungen im Betrieb der
Online-Leistungen.

• 	Barrierefreiheit ist ein Grundprinzip bei der Gestal-
tung unserer Leistungen.

• 	Leistungen sind vielfach in einfacher Sprache und
perspektivisch mehrsprachig verfügbar. Hierfür nut-
zen wir die Möglichkeiten von Übersetzungsassisten-
ten auf Basis von KI.

• 	Einen generellen Gebühren-Rabatt für die digitale
Antragstellung im Vergleich zur analogen Antragstel-
lung streben wir an.

Ziel: Wir verbessern die Auffindbarkeit und den Service für unsere Nutzenden, 
um Leistungen langfristig ausschließlich digital bereitzustellen.

• 	Ein zentraler digitaler Einstiegspunkt für Verwal-
tungsleistungen als One-Stop-Shop reduziert Kom-
plexität für Nutzende und Verwaltung. Folglich ist
klar, über welchen Kanal die Verwaltung zu erreichen
ist: digital und insbesondere für Bürgerinnen und
Bürger vornehmlich über mobile Endgeräte. Die Ver-
waltung kann sich auf einen Eingangskanal konzen-
trieren und ihre Prozesse darauf ausrichten. Gleich-
zeitig ist digital-only für digitalferne Nutzende eine
Herausforderung. Daher ist diese langfristige Um-
stellung gut abzuwägen und mit umfassenden Unter-
stützungsangeboten zu begleiten.

• 	Aus diesem Grund wird das Angebot der Behörden-
nummer 115 um die Unterstützung bei Online-Ver-
waltungsleistungen erweitert. Dazu bauen wir die
115 zum Call-Center für die Verwaltung aus.

• 	Um digitalferneren Menschen zu helfen, unterstützen 
wir Kommunen dabei, Hilfsangebote bei der Nutzung
von Online-Anträgen zu schaffen. Im digitalen Raum
stärken wir die Auffindbarkeit unserer Leistungen in
Suchdiensten und integrieren Chatbots12, um alle
Adressaten unserer Leistungen zu unterstützen.

12 Ein Computerprogramm, das KI und natürliche Sprachverarbeitung nutzt, um Anfragen 
von Nutzenden zu verstehen und automatisiert zu beantworten.	
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3.2.	 Verwaltungsprozesse: Optimierung und Standardisierung
Dieses Handlungsfeld beschreibt unseren Ansatz für die Ende-zu-Ende-Betrachtung von Verwaltungsprozessen 
über organisatorische Grenzen hinweg. Dazu gehört auch die Schnittstelle zu unseren Nutzenden, die im vorste-
henden Handlungsfeld „Verwaltungsleistungen“ näher beschrieben ist. Im Kontext der prognostizierten unbesetz-
ten Planstellen und Stellen dient die Optimierung und Standardisierung von Prozessen – ausgerichtet an föderalen 
Vorgaben und Strategien – der Vereinfachung von Abläufen.

3.1.2.	 Etappenziele 

• Wir bauen unsere Online-Leistungen flächendeckend
und Ende-zu-Ende in Zusammenarbeit mit den Kom-
munen aus. Dabei priorisieren wir die 16 Fokus- 
leistungen und weitere, häufig nachgefragte Dienste.

• Im Rahmen der OZG-Umsetzung integrieren wir bun-
desweit einheitliche Basiskomponenten13 in unsere
digitalen Angebote. Wir fokussieren uns auf das digi-
tale Bürgerkonto mit eID14 und Postfach sowie das ein-
heitliche Organisationskonto, den Portalverbund und
die Bezahlmöglichkeiten.

• Wir bilden Portfoliomanager aus, die mit den Aufga-
ben der Koordination, der Befähigung von Bedien- 
steten und der Interaktion mit den Zielgruppen be-
traut werden.

• Wir stärken den 1st-Level-Support für Nutzende durch
den Ausbau der Beratungskapazitäten der Behörden-
nummer 115 sowie durch die Pflege und Weiterent-
wicklung des Zuständigkeitsfinders und der Wissens-
datenbank.

13	Siehe Basisdienste.
14 https://id.bund.de/de	

• Wir bewerben unsere digitalen Angebote durch ziel-
gruppengerechte Marketing-Kampagnen für Verwal-
tungsmitarbeitende sowie die Zielgruppen der Ange-
bote. Weiterhin erhöhen wir die Auffindbarkeit dieser
Services und des Supports in Suchmaschinen durch
Suchmaschinenoptimierung. Hierfür nutzen wir unter
anderem die Thesauri der Europäischen Union.15

• Wir integrieren Chatbots in unsere Websites, welche
bei Fragen zu unseren Leistungen unterstützend zur
Seite stehen und gegebenenfalls an Bedienstete wei-
tervermitteln.

15	 Thesauri der Europäischen Union sind kontrollierte und strukturierte Vokabulare. 
Siehe EU Vocabularies, Publication Office of the European Union, zuletzt aufgerufen 
am 27.04.2024

3.2.1.	 Strategische Ziele

Ziel: Verwaltungsprozesse gestalten wir nach einem klaren Soll-Bild: digital, 
organisatorisch effizient und – insbesondere bei gebundenen Entscheidungen 
– weitgehend automatisiert.

• Für digitale und optimale Verwaltungsprozesse setzen
wir am Anfangspunkt der Handlungsmöglichkeiten der
Verwaltung an: an der rechtlichen Grundlage. Schrift-
formerfordernisse sind ein häufiges Hindernis bei einer
medienbruchfreien Digitalisierung – durch die Experi-
mentierklausel im ThürEGovG vereinfachen wir einen
elektronischen Schriftformersatz. Wo es möglich ist,
sollten Schriftformerfordernisse ganz entfallen. Durch
die Einführung eines Digitalchecks verbessern wir die
Digitaltauglichkeit des Rechts bereits im Rechtsset-
zungsprozess. Mittelfristig werden wir aufbauend auf
der FIM-Methodik (Föderales Informationsmanage-
ment) und den Möglichkeiten der computergestützten

Analyse den Weg von der Rechtssetzung bis zur digita-
len Umsetzung weiter verkürzen.

• 	Wir analysieren und optimieren Prozesse nach kla-
rer Priorisierung (hohe Fallzahl und Mitarbeitenden- 
interaktion, Prozessähnlichkeit bzw. Risikoanfällig-
keit, Automatisierungspotential) und stellen zentrale
Tools und Kompetenzen bereit. Auf diese Weise för-
dern wir den prozessbezogenen Kompetenzaufbau in
allen Bereichen der Landesverwaltung. Uns ist wichtig, 
dass wir dabei schnell konkrete Lösungen erreichen
und diese als Prototypen umsetzen.

https://id.bund.de/de
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• 	Bei der Umsetzung von Soll-Prozessen betrachten wir 
organisatorische Optimierungsmöglichkeiten und
integrieren landesweite Basiskomponenten wie das
Vorgangsbearbeitungssystem und möglichst interfö-
deral genutzte Low-Code / No-Code Anwendungen.16  
Dabei gilt, dass die Technik grundsätzlich dem Pro-
zess folgen sollte. Jedoch sollte ergänzend geprüft
werden, inwiefern der Prozess an technische Gege-
benheiten angepasst werden kann und technische
Möglichkeiten für die Neugestaltung von Prozessen
genutzt werden können.

• 	Soll-Prozesse schöpfen Automatisierungspotenziale
unter Abwägung ethischer Gesichtspunkte aus. Auf
der Grundlage des Thüringer Verwaltungsverfahrens-

16  Low Code / No Code bezeichnet Entwicklungsumgebungen für Software, die durch vor-
gefertigte Bausteine die Erstellung von Anwendungen mit deutlich reduziertem (Low 
Code) bzw. keinem (No Code) manuellen Codierungsaufwand ermöglicht.	

gesetzes möchten wir bei Entscheidungen ohne Er-
messensspielraum eine digitale Direktverarbeitung 
mit Stichprobenkontrolle erreichen. Die Erfahrungen 
bei der Festsetzung der Einkommensteuer sind dabei 
eine wichtige Grundlage. Bei Entscheidungen mit Er-
messensspielräumen prüfen wir, ob und wie KI in die-
sem Zusammenhang assistieren kann.

• 	Die Analyse und Optimierung von Prozessen hat Im-
plikationen für die Verwaltungskultur und -organi-
sation: die Prozessanalyse und ein kontinuierliches
Prozessmanagement sind Ansätze für die lernende,
sich anpassende und ressourcensteuernde Verwal-
tung.

Ziel: Wir verbessern die Interoperabilität unserer digitalen Dienste durch die An-
wendung und Stärkung (föderaler) Standards und Basiskomponenten.

• Wir unterstützen und fördern die Standardisierung
im föderalen Kontext. Dazu engagieren wir uns im
Föderalen IT-Standardisierungsboard des IT-Planungs-
rats, richten uns an der OZG-Rahmenarchitektur aus
und wenden den OZG-Servicestandard als Rahmen-
werk für Prozess- und Projektmanagement an.

• Wir setzen uns für eine Stärkung der semantischen
Interoperabilität ein. Das bedeutet, dass wir mit Bund,
Ländern und Kommunen zusammenarbeiten, um
Rechtsbegriffe, Datenstrukturen und Terminologien
möglichst zu vereinheitlichen.

• Wir nutzen und unterstützen die Weiterentwicklung
von Fachstandards und verwenden FIM als Methode
für Prozess- und Datenfeldmodelle. Wir fördern die
Anwendung und Verbreitung offener Schnittstellen.
Zur Stärkung unserer digitalen Souveränität und Inter- 
operabilität setzen wir auf Open Source-Lösungen.

• 	Wir etablieren neue und entwickeln bestehende Basis-
komponenten für verwaltungsinterne Prozesse weiter,
um eine modulare und interoperable Ende-zu-Ende-Di-
gitalisierung von Prozessen zu ermöglichen. Zudem
entwickeln wir unser Antragsmanagementsystem kon-
tinuierlich weiter.

• 	Mit dem Rollout des Dokumentenmanagement- und
Vorgangsbearbeitungssystems ThüringenVIS und der
Einführung des „Mandantenübergreifenden Arbei-
tens“ (MüA) ergeben sich neue Möglichkeiten, be-
hördeninterne und -übergreifende Geschäftsprozesse
effizienter zu gestalten. Daher werden wir die E-Akte
in allen Behörden des Landes ausrollen, an relevante
Fachverfahren anbinden und durch ersetzendes Scan-
nen sowie eine digitale Registratur und Archivierung
stärken. Wir entwickeln eine E-Akte-Strategie für die
Landesverwaltung, welche die standardisierte, daten-
basierte und durch Automatismen unterstützte Zusam-
menarbeit in und zwischen den Behörden ermöglicht.

Ziel: Wir etablieren Datenschutz als Designprinzip effizient und einheitlich in der 
Landesverwaltung.

• 	Datensparsamkeit ist ein zentrales Leitmotiv bei der
Entwicklung von Datenmodellen. FIM unterstützt uns
dabei, ausschließlich die Daten zu modellieren, die
von der rechtlichen Grundlage gefordert sind.

• 	Bei landesweiten Basiskomponenten zentralisieren
wir die datenschutzrechtlichen Abstimmungen, um
Aufwände insgesamt zu reduzieren. Dies gelingt bei-
spielsweise indem wir die datenschutzrechtliche Ver-
antwortung zentral benennen und damit Prüf- und

Arbeitsaufwände für andere Stellen reduzieren. Wei-
terhin können zentrale Standards und Vorgehenswei-
sen die Sicherstellung des Datenschutzes im Betrieb 
(unter anderem zur Löschung von Daten) vereinfa-
chen.

• 	Wir tauschen uns mit anderen Bundesländern und EU-
Staaten aus, um mehr Einheitlichkeit in der Anwen-
dung der Europäischen Datenschutz-Grundverord-
nung zu erreichen und gute Beispiele zu adaptieren.
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3.2.2.	 Etappenziele
• Wir schaffen eine operative und zentrale Verwal-

tungseinheit, die durch Methoden- und IT-Expertise
die Ende-zu-Ende Digitalisierung in allen Fachberei-
chen unterstützt.

• 	Um Prozesse zu erfassen und unter Einbeziehung
von Standards und Basiskomponenten digital ab-
zubilden, führen wir ein landesweites Prozessmo-
dellierungstool nach den Standards FIM und BPMN
(Business Process Modelling and Notation) ein und
erproben die digitale Transformation der (Geschäfts-)
Prozesse in Digitalisierungslaboren. Dabei stehen
insbesondere ressortübergreifende Prozesse (z. B.
Kabinettsprozesse, Kleine Anfragen) und Prozesse
für Querschnittsaufgaben (z. B. Dienstreisemanage-
ment) im Fokus.

• 	Wir führen einen Digitalcheck ein, der ein landes-
weites Vorgehen zur Prüfung der Digitaltauglichkeit
neuer Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvor-
schriften vorgibt und dabei die Entwicklungen in der
Projektgruppe „Semantische Interoperabilität“ be-
rücksichtigt.

3.3.	 Verwaltungsarbeit und -kultur: Zusammenarbeit, Kompetenzaufbau 
und Attraktivität

Zentrale Bedingungen für das Gelingen der Digitalisierung von Verwaltungsleistungen und -prozessen sind die 
Veränderungen in der Verwaltungsarbeit und -kultur. Dieses Handlungsfeld geht daher darauf ein, wie wir durch 
Zusammenarbeit, Kompetenzaufbau und Stärkung unserer Arbeitgeberattraktivität einen Wandel der Verwal-
tungsarbeit unterstützen.

3.3.1.	 Strategische Ziele

Ziel: Wir denken digital jederzeit mit und verändern dabei die Art und Weise, wie 
Verwaltung arbeitet.

Wissensquelle für die Qualität zukünftiger Projekte. 
Wir nutzen dieses wertvolle Feedback, um Verwal-
tungsprozesse zu verbessern. Dadurch entstehen 
Freiräume zum Ausprobieren. Ideen können frei ent-
wickelt und durch einen zentralen und neutralen Pool 
von Projektleitungen geprüft und umgesetzt werden. 
Wir schaffen konkrete Testumfelder, in denen digitale 
Möglichkeiten ausprobiert und unter realistischen 
Bedingungen erprobt werden können. 

• Wir sind uns der herausragenden Bedeutung der
gesellschaftlichen Aufgabe der Verwaltungsdigita-
lisierung für den Freistaat Thüringen bewusst und
handeln stets professionell, verantwortungsvoll und
effizient. Unsere Arbeitsweise ist zudem geprägt von
Transparenz, Wertschätzung und Kompromissbereit-
schaft. Wir formulieren klare Leitbilder, Zuständig-
keiten, Aufgaben und Prozesse und kommunizieren
diese an zentral zugänglichen Stellen, beispiels- 
weise in einem ressortübergreifenden Intranet.

• Eine moderne Verwaltungskultur benötigt ein digi-
tales Mindset. Das bedeutet, dass alle Bedienste-
ten digital mitdenken und sich als Dienstleister für
Menschen und Unternehmen betrachten. Wir wollen
serviceorientierte und zielgruppengerechte Dienste,
Daten und Informationen zur Verfügung stellen sowie 
bestehende Verwaltungsstrukturen hinterfragen und
verbessern. Wir orientieren uns dabei an den bereits
vorhandenen guten Vorbildern in der Verwaltung.

• E-Government und IT betrachten wir als Querschnitts-
aufgabe. Dies erfordert einen kontinuierlichen Aus-
tausch und die Zusammenarbeit über die Ressort- 
und Landesgrenzen (mit Kommunen, Bundesländern
und Bund) hinweg. Wir fördern die Nutzung neuer
Kollaborationsformate, Kreativ- und Experimentier-
räume, interdisziplinäre Teams und Kooperationen in
Form von Nachnutzung.

• Wir entwickeln kontinuierlich unsere Fehler- und
Lernkultur und begreifen Fehler als Chance und
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Verantwortung für den Erfolg der Digitalisierung. Wir 
unterstützen unsere Führungskräfte, damit sie beim 
digitalen Wandel vorangehen und eine moderne Ver-
waltungskultur vorleben. Dafür schulen wir Führungs-
kräfte gezielt.

• Wir entwickeln und veröffentlichen eigene Tutorials
und Webinare zu Weiterbildungszwecken, unter an-
derem für unsere eigenen Softwarelösungen. Für den
persönlichen Austausch und Hilfestellungen sorgen
Ansprechpartner, die als Digitallosten bzw. Multipli-
katoren agieren und vor Ort flexible und kollegiale
Unterstützung leisten können.

• Die landesinterne Ausbildung wird um Module
zum digitalen Kompetenzaufbau erweitert, um Be-
diensteten die notwendige Expertise zur Digitali-
sierung der Verwaltung zu vermitteln.

• Wir nutzen eine rechtssichere Wissensdatenbank,
die Informationen aus der Verwaltung zu gescheiter-
ten und erfolgreichen Projekten enthält und in einem
ressortübergreifenden Intranet für Recherchen zur
Verfügung steht. Dieses wird kontinuierlich gepflegt,
aktualisiert und perspektivisch um digital aufge-
zeichnete Weiterbildungsangebote erweitert.

Ziel: Wir steigern die Attraktivität der Landesverwaltung als Arbeitgeber für Aus-
zubildende, Studierende, Bedienstete und verwaltungsfremde Fachkräfte.

Ziel: Wir entwickeln die Digitalisierungskompetenzen der Bediensteten gezielt 
weiter und bauen unsere digitalen Fortbildungsangebote aus.

• Ein digitales Mindset braucht entsprechende Kom-
petenzen. Wir etablieren für die Verwaltung maßge-
schneiderte Fortbildungsangebote unter anderem zur 
digitalen Transformation, zum OZG, zu Open Source-
Prinzipien, zu Low Code / No Code und weiteren The-
men. Die erforderlichen Fortbildungsangebote stel-
len wir vor allem digital über E-Learning-Systeme zur
Verfügung, nutzen bestehende föderale Angebote,
beispielsweise über den eGov-Campus des IT-Pla-
nungsrates und den Kompetenzturbo, nach und bin-
den  diese gleichberechtigt zum Fortbildungskatalog
ein.

• Unter Berücksichtigung der fachlichen Zuständigkei-
ten entwickeln und gewähren wir über alle Ressort- 
sowie Verwaltungsebenen des Landes hinweg ein
durchgängig wirksames, den etablierten aktuellen
Standards entsprechendes, professionelles (Multi-)
Projektmanagement. Die Kompetenzen zu Projekt-
und Produktmanagement, Vorgehensmodellen und
Service Design werden zentral in einer Verwaltungs-
einheit gebündelt und wichtige Digitalisierungspro-
jekte aus diesem Personalpool heraus geleitet.

• Jede Führungsebene übernimmt, sowohl mit Blick
auf die Erfüllung ihrer rollenspezifischen Aufgaben
als auch mit Blick auf das Gesamtvorhaben, aktiv

• Wir setzen weiter auf die Studiengänge „Verwal-
tungsinformatik“ an der Hochschule Gera-Eisenach
mit entsprechender Laufbahn und an der Hoch-
schule Schmalkalden, um IT-Fachkräfte auszubil-
den und zu entwickeln. Wir vernetzen uns zudem
stärker mit Hochschulen zur Anwerbung von Absol-
ventinnen und Absolventen.

• Wir beschäftigen und binden Fachkräfte verschie-
dener Disziplinen (beispielsweise Informatik und
Wirtschaft) durch adäquate tarifliche Vergütung,
Verbeamtung und Karrieremöglichkeiten. Wir ver-
bessern Wechselmöglichkeiten zwischen Privat-
wirtschaft und öffentlichem Dienst und gestalten
diese attraktiver, indem Berufserfahrung außerhalb
der Verwaltung angemessen anerkannt wird. Hier-
zu nutzen und erweitern wir unsere beamten- und
tarifrechtlichen Spielräume, um berufserfahrene,
kompetente Seiteneinsteiger aus der Privatwirtschaft
für den organisations- und IT-spezifischen Verwal-
tungsdienst zu gewinnen und langfristig zu halten.

• Alle Landesbediensteten erhalten eine bedarfsge-
rechte und moderne Software- und Hardware-Aus-
stattung, mit der Kollaboration und digitales Arbei-
ten ermöglicht werden.
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3.3.2.	 Etappenziele
• Wir nutzen landesweit übergreifend die Module des

Kompetenzturbos und des eGov-Campus als gleich-
berechtigte Fortbildungsangebote, um digitale Kom-
petenzen auszubauen. Wir bieten schwerpunktmäßig 
digitale Fortbildungen an, um den niedrigschwelligen 
Zugang zu Angeboten zu verbessern.

• Wir fördern die ressortübergreifende Zusammenar-
beit sowie den Wissensaufbau und -austausch über
ein landesweites und ressortübergreifendes sowie
überarbeitetes Intranet.

• Wir prüfen Ausbildungs- und Studiengänge und er-
gänzen zielgerichtete weitere Module zur digitalen
Transformation.

• Wir streben die Angleichung der Regelungen für mo-
bile Arbeit zum Vorteil der  Bediensteten an, insofern
der Arbeitsplatz eine digitale Tätigkeit ermöglicht.
Damit harmonisieren wir die Möglichkeiten, flexibel
und ortsunabhängig zu arbeiten.

• Wir gestalten einen modernen, ergonomischen  Ar-
beitsplatz mit mobilen Endgeräten.

3.4.	 Verwaltungsstrukturen: Föderale E-Government-Verwaltungsstrukturen
Moderne E-Government-Verwaltungsstrukturen sind aus unserer Sicht untrennbar mit einem fortschrittlichen  
und digitalen Föderalismus verbunden. Es geht also um die Zusammenarbeit mit Bund, Ländern und Kommunen 
im Bereich des E-Governments und insgesamt um eine zukunfts- und handlungsfähige Verwaltung. Im Einklang 
mit der landesweiten Aufgabenkritik stehen dabei zwei Ansatzpunkte im Fokus: die Prüfung der Rückübertragung 
von Aufgaben von der kommunalen auf die Landesebene und neue arbeitsteilige und interinstitutionelle Formen 
des Zusammenwirkens von Bund, Ländern und Kommunen (sogenannte Digitale Verwaltungsreform).

3.4.1.	 Strategische Ziele

Ziel: Wir verfügen über ein konsolidiertes und standardisiertes IT-Produktportfolio.

• Wir zentralisieren sukzessive das Vertrags- und
Lizenzmanagement sowie die IT-Vergabe und schaffen
die Grundlagen für die Bereitstellung eines Katalogs
von Standardprodukten zum Abruf für die Ressorts
über zentrale Rahmenvereinbarungen. Dazu machen
wir eine Inventur der bestehenden Fachverfahren und
Register, um Dopplungen zu vermeiden. Wir arbeiten
nach Möglichkeit mit anderen Bundesländern zusam-
men, bilden Beschaffungsallianzen und nutzen gege-
benenfalls etablierte Lösungen anderer Bundesländer 
nach.

• Gemeinsam mit der KIV (Kommunale Informationsver-
arbeitung Thüringen GmbH) und mit den Kommunen
erstellen wir ein Portfolio zentraler und einheitlicher
Dienste, die von den Kommunen über die KIV bezogen
werden können. Auf diese Weise stärken wir die KIV als 
leistungsfähigen kommunalen IT-Dienstleister.

• Im Rahmen der Konsolidierung des IT-Produktportfo-
lios prüfen wir Möglichkeiten einer plattformbasierten
Bereitstellung von IT-Verfahren und orientieren uns an
guten Beispielen anderer Länder.

Ziel: Wir verstärken Zentralisierung und Konsolidierung durch gezielte Koopera-
tionen mit Bund, Ländern und Kommunen.

• Im ersten Schritt streben wir eine zentrale Bereit-
stellung von IT-Verfahren (z. B. Plattformen) an. Wir
stimmen uns mit Bund, Ländern und Kommunen ab,
um zentrale und gegebenenfalls länderübergreifende
digitale Antrags- und Sachbearbeitungsverfahren
sowie Basiskomponenten zu erreichen. Hier fokussie-
ren wir im Sinne der Dresdner Forderungen17 zentrale

17	 Unter den Dresdner Forderungen werden Forderungen von kommunalen Vertretern 
(Städte Essen, Köln, Leipzig, München und Freiburg) sowie des Deutschen Städte-
tags an die Verwaltungsdigitalisierung verstanden, die im Rahmen des 10. Fach-
kongresses des IT-Planungsrats vorgestellt wurden.

IT-Verfahren für übergreifend geregelte Aufgaben 
des übertragenen Wirkungskreises. Um Leistungen 
zu identifizieren, die für eine Zentralisierung in Frage 
kommen, wenden wir unter anderem folgende Krite-
rien an: die Nutzungsrate der Leistung, die Dauer des 
Prozesses, eine vollständige Digitalisierbarkeit der 
Interaktion, möglichst geringe Ermessensspielräume 
und damit hohes Automatisierungspotenzial. 
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• 	Im zweiten Schritt erwägen wir für zentrale IT-Verfah-
ren die übergreifende Organisation und Spezialisie-
rung der Sachbearbeitung. Dazu gilt es, auf Grund-
lage weiterer Kriterien wie der Relevanz örtlicher
Gegebenheiten die föderale Ebene zu finden, die
diese Aufgaben am effizientesten ausführen kann.
Auf diese Weise begegnen wir dem prognostizierten
Trend zunehmend unbesetzter Planstellen und Stel-
len. Weiterhin schaffen wir Kapazitäten für Leistun-
gen, die persönliche Beratungsgespräche erfordern.
Dieser zweite Zentralisierungsschritt bedarf auch

einer rechtlichen Abwägung mit Blick auf die grund-
gesetzliche Aufgabenaufteilung und die Garantie der 
kommunalen Selbstverwaltung.

• 	Zudem stärken und vereinfachen wir den Austausch
digitaler Leistungen über föderale Grenzen. Daher
stellen wir die Inhouse-Fähigkeit der KIV sicher und
schaffen gemeinsame Rahmenverträge über die KIV
mit den Kommunen. So verbessern wir den Zugang
zum föderalen Marktplatz und unterstützen dessen
weiteren Ausbau im IT-Planungsrat.

3.4.2.	 Etappenziele
• Wir pilotieren die Übertragung der Vergabestruktur

mit einem Ressort und bauen ein zentrales Software
Asset Management (SAM) auf. Dazu erheben und in-
ventarisieren wir bestehende Fachverfahren und Re-
gister in der Landesverwaltung.

• 	Wir streben die landesweite Nutzung von Basisan-
wendungen unseres IT-Produktportfolios (wie z. B.
des landesweit verfügbaren Videokonferenzsystems
„opentalk“) an.

3.5.	 Transparenz und Teilhabe: Nutzung und Austausch von Daten
In diesem Handlungsfeld werden Austausch und Nutzung von Daten hervorgehoben. Dadurch soll zum einen die 
Nutzung von Daten innerhalb der Verwaltung ausgebaut und verbessert sowie zum anderen der sichere Daten-
austausch mit Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen und Forschungseinrichtungen gestärkt werden.

3.5.1.	 Strategische Ziele

Ziel: Wir nutzen und tauschen Daten für evidenzbasierte Entscheidungen sowie 
nutzerfreundlichere und effizientere Verwaltungsprozesse aus.

• Durch das Vorantreiben der Registermodernisierung
fördern wir den Datenaustausch und ermöglichen
die Umsetzung des Once-Only-Prinzips, um künftig
eine einmalige Eingabe von Daten zu ermöglichen.
Vor diesem Hintergrund prüfen wir die Möglichkeit
zur Zentralisierung einzelner Register unter Berück-
sichtigung der kommunalen Selbstverwaltung sowie 
der Wirtschaftlichkeit, Informationssicherheit und
des Datenschutzes. Verarbeitete Daten sollen über
offene Schnittstellen von den berechtigten Behör-
den abgerufen werden können. Wir stellen Transpa-
renz über die Nutzung von Daten und die Einhaltung
des Prinzips der Datensparsamkeit sicher.

• Aus Daten können Informationen gewonnen und im
Rahmen von evidenzbasierter Entscheidungsfindung
genutzt werden. Um dies zu ermöglichen, fördern wir
Datenlabore als Testumfeld für evidenzbasierte Ent-
scheidungsfindung. Beim Aufbau von Datenlaboren
profitieren wir von den Erfahrungen des Bundes und
erwägen Kooperationen mit anderen Bundesländern
und den Kommunen.

• Wir fördern die Datenkompetenz der Bediensteten
des Landes, um den souveränen Umgang der Be-
diensteten mit Daten und Datenauswertungen zu
verbessern. Dadurch stärken wir die Fähigkeiten zur
Bereitstellung der Daten nach außen.

• Wir unterstützen ein Standardportfolio der KIV, in
das wir Basisdienste des Landes integrieren und
den Kommunen anbieten (z. B. Landesdatennetz,
Videokonferenzsystem).

• Gemeinsam mit dem Bund, interessierten Ländern
und den Kommunen identifizieren wir auf Grundlage
klarer Kriterien die Leistungen, die für eine Bereit-
stellung als zentrale IT-Verfahren sinnvoll sind und
pilotieren deren Umsetzung.
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Ziel: Durch die Bereitstellung und den Austausch von Daten und Informationen 
fördern wir Forschung und Wirtschaft und gewährleisten Transparenz und 
Partizipation für Bürgerinnen und Bürger.

• Wir nutzen das Thüringer Transparenzportal ver-
stärkt für die Umsetzung von Maßnahmen in den Be-
reichen Open Data und Open Government. Erfasste
Daten geben wir nutzerorientiert und qualitätsge-
sichert heraus, welche dann beispielsweise über
Dashboards nutzbar gemacht werden. Dafür geben
wir Standards für Datenformate, Verfügbarkeit und
Maschinenlesbarkeit der Daten vor.

• Zur Herausgabe von Daten braucht es ein ressort- 
und abteilungsübergreifendes Bekenntnis und ein
gemeinsames Verständnis einer Datenkultur. Dabei
legen wir unter anderem fest, welche Daten in wel-

chen Qualitätsstandards zu veröffentlichen sind, 
welche Verwaltungsbereiche einer eingeschränkten 
Transparenzambition unterliegen (beispielsweise 
Justiz, Polizei) und wie die Persönlichkeitsrechte der 
Bediensteten gewahrt werden.

• Auch im Rahmen offener Daten verfolgen wir das Ziel
der Datensouveränität, um die „Verfügungsgewalt“
der Verwaltung über die eigenen Daten zu sichern. Da-
her bereiten wir Daten so auf, dass sie den Zwecken
und Aufgaben der Verwaltung entsprechen.

3.5.2.	 Etappenziele
• Wir befassen uns strategisch und anwendungsbe-

zogen mit den Themen Daten und KI. In Datenla-
boren widmen wir uns strategischen Pilotvorhaben
in Bezug auf Datenmanagement, Kategorisierung,
maschinenlesbare Aufbereitung sowie Verarbeitung
und Bereitstellung über Schnittstellen.

• Wir benennen die Rolle eines Chief Data Officers18

für jeden Geschäftsbereich, der die Etablierung einer 
übergeordneten Data Governance verantwortet, die
auf EU-weiten und föderalen semantischen Vorga-
ben und Datenstandards beruht.

18 	 Die Stellung des Chief Data Officers ist vergleichbar mit dem IT SiBe  
(siehe Abbildung 4).	

• Wir entwickeln eine Governance für die Registermo-
dernisierung, um dieses Programm in der Landes-
verwaltung und mit den Kommunen strukturiert an-
zugehen.

• Wir entwickeln das Thüringer Transparenzportal
weiter, um mehr qualitativ hochwertige Daten und
Informationen im Sinne des Thüringer Transparenz-
gesetzes (ThürTG) bereitzustellen und binden es an
das bundesweite GovData-Portal19 an.

19  Das GovData-Portal ist ein zentrales Datenportal, das alle frei verfügbaren Daten der 
öffentlichen Verwaltung versammelt und über eine Suchfunktion zugänglich macht.
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3.6.	 Querschnittsaufgabe IT: Souveränität und Sicherheit
Um diese Ziele zu erreichen, brauchen wir sensibilisierte Bedienstete und Behördenleitungen sowie leistungs-
fähige IT-Dienstleister, die gemeinsam mit den Dienststellen neue Lösungen gestalten und bestehende Verfah-
ren verlässlich betreiben und warten. TLRZ und KIV sind daher Elemente einer gelingenden Digitalisierung der 
Landesverwaltung, die einen wichtigen Beitrag zu unserer digitalen Souveränität leisten. Gleichzeitig sind auch 
für unsere IT-Dienstleister die Kooperationen mit Bund, Ländern und Kommunen essenziell, um Innovationen zu 
erschließen und die Informationssicherheit zu gewährleisten. 

3.6.1.	 Strategische Ziele 

Ziel: Wir stärken die Leistungsfähigkeit unserer IT-Dienstleister: das TLRZ für die 
Thüringer Landesverwaltung und die KIV für die Kommunen. 

• Angesichts der steigenden Anforderungen an IT,
E-Government und die Digitalisierung der Gesell-
schaft steigt der Personalbedarf im TLRZ insbeson-
dere für betriebliche Aufgaben zur Unterstützung
der Ressorts. Gleichzeitig besteht insbesondere
im IT-Bereich ein Fachkräftemangel. Das TLRZ prüft
daher auch verfahrensbezogene Kooperationen mit
anderen IT-Dienstleistern. Ein erster Schritt ist die
Bündelung von IT-Nachfrage und -Beschaffungen mit
anderen öffentlichen IT-Dienstleistern.

• 	In einem zweiten Schritt erwägen und priorisieren wir
mittelfristig, welche Leistungen durch das TLRZ dauer-
haft selbst erbracht und welche durch Allianzen und
Kooperationen abgedeckt werden können. Weitere
Kooperationsmöglichkeiten bestehen in den Berei-
chen der Entwicklung und Evaluation von E-Govern-
ment-Angeboten, welche beispielsweise unter Einbin-
dung von Hochschulen umgesetzt werden.

• Wir setzen bei der Nutzung von Infrastruktur auf ein
skalierbares Rechenzentrum. Wir stärken das TLRZ
mit dem Ziel, im Einklang mit den Standards der Deut-
schen Verwaltungscloud (DVC), Cloud-Umgebungen
bereitzustellen. Cloud-Dienste privater Anbieter nut-
zen wir, wenn dabei unsere digitale Souveränität so-
wie der Datenschutz und die Informationssicherheit
nicht beeinträchtigt werden.

• Wir setzen uns im Austausch mit zuständigen Minis-
terien für den stetigen Ausbau von Datennetzen für
die Verwaltung ein. Auf Grundlage leistungsfähiger,
standardisierter und konsolidierter Netze (Landes-
datennetz) kann eine vollständige Ende-zu-Ende-Di-
gitalisierung und Vernetzung von Verwaltungsein-
richtungen ermöglicht werden.

• Wir entwickeln die KIV zum zentralen Dienstleister
der Kommunen weiter, der die Anforderungen der
(kommunalen) Nutzer vollumfänglich abbildet. Dazu
bündelt die KIV Beschaffungsbedarfe, unterstützt
die Kommunen bei der Umsetzung des OZG und der
SDG-Verordnung und arbeitet eng mit den kommuna-
len Spitzenverbänden zusammen. Auf diese Weise
überzeugt die KIV immer mehr Gebietskörperschaf-
ten davon, gemeinschaftliche Dienste zu nutzen und
Ressourcen effektiv einzusetzen.

• Energieeffizienz und Umweltschutz sind im Rahmen
des Betriebs und bei der Beschaffung von Hardware
und Software wichtige Ziele. Gemeinsam mit dem
TLRZ fokussieren wir diese Ziele im Rahmen des
Green-IT-Ansatzes.
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Ziel: Wir stärken unsere Informationssicherheit und kooperieren dazu gezielt mit 
Bund, Ländern und Kommunen.

• Wir gewährleisten eine präventive und reaktive Un-
terstützung der Landesverwaltung, indem wir das
bestehende ThüringenCERT und das Security Ope-
rations Center (SOC) professionalisieren. Dabei soll
bei sicherheitsrelevanten Ereignissen im Bereich un-
serer Infrastruktur der kontinuierliche Betrieb bzw.
eine schnelle Wiederaufnahme des Betriebs sicher-
gestellt werden.

• Wir verstärken unsere vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit dem Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnologie (BSI) und fördern dadurch das
Vertrauen in und die Sicherheit der Infrastrukturen
und Anwendungen in der Landesverwaltung.

• Wir etablieren Informationssicherheit als Designprin-
zip. Dazu beziehen wir Anforderungen und Ansprech-
personen für die Informationssicherheit frühzeitig in
die (Weiter-)Entwicklung unserer digitalen Produkte
ein.

• Um Informationssicherheit bei gemeinsam genutzten 
Diensten (z. B. EfA) zu gewährleisten, werden Auf-
gaben und Verantwortungen klar für Bund, Land und
Kommune definiert. Die Aufgabenerbringung im Be-
reich IT wird an klare Zuständigkeiten geknüpft, um
die Verantwortlichkeit für erforderliche Sicherheits-
maßnahmen und deren Kommunikation klarzustel-
len.

Ziel: Wir stärken unsere digitale Souveränität, indem wir unsere technologische 
Unabhängigkeit ausbauen und die Hoheit über Verwaltungsdaten sicherstellen.

• Wir setzen freie und quelloffene Software (Open
Source) ein, wo dies möglich und wirtschaftlich sinn-
voll ist. Dazu streben wir eine Zusammenarbeit mit
dem Zentrum für digitale Souveränität (ZenDiS) und
die Nutzung einer souveränen Arbeitsplatzumge-
bung an.

• Soweit es das gemeinsame Ziel der Zentralisierung
und Konsolidierung der Landes-IT sowie die Be-
schleunigung des Digitalisierungsfortschritts unter-
stützt, greifen wir ergänzend zur Expertise des TLRZ
auf der Grundlage einer exakten Bedarfsanalyse auf
externe Dienstleister und Experten zurück. Bei der
Vergabe fördern wir durch funktionale Beschreibun-
gen und offene Standards den Wettbewerb sowie den
Mittelstand und beziehen Unternehmensneugrün-
dungen und Startups in Thüringen mit ein.

• Zur Stärkung unserer digitalen Souveränität wollen
wir in der Lage sein, möglichst flexibel zwischen min-
destens zwei Anbietern proprietärer Software wech-
seln zu können. Auf dieser Grundlage betreiben wir
ein bewusstes Risikomanagement unserer Abhängig-
keiten, insbesondere bei neuen IT-Beschaffungen.

• Durch die Einhaltung der Standards der Deutschen
Verwaltungscloud (DVC) stellen wir die Souveränität
über die in der Cloud gespeicherten und verarbei-
teten Daten sicher. Kriterien hierbei sind beispiels-
weise die Möglichkeit zum Wechsel der Cloud-Um-
gebung oder Anforderungen an den Standort der
Cloud-Server.

3.6.2.	 Etappenziele

• Das TLRZ entwickelt in Abstimmung mit dem für IT
zuständigen Ministerium eine Kooperations- und
Allianzstrategie, um Ressourcen zielgerichtet zu
bündeln und die Geschäftsbereiche bedarfsgerecht
zu stärken.

• Wir setzen den Rechenzentrums-Umzug des TLRZ
und den Aufbau redundanter Strukturen zum Aus-
bau der Sicherheit der Daten der Landesverwaltung
und für einen leistungsfähigeren Betrieb fort (Pro-
jekt „RZ+“).

• Zur Stärkung der Informationssicherheit stellt das
TLRZ BSI-zertifizierte Dienste über Ressortgrenzen
hinweg zur Verfügung.

• Die kommunale Ebene wird in die CERT-Infrastruktur
des Landes eingebunden.

• Sowohl das TLRZ für die Landesbehörden als auch
die KIV für die Kommunen stellen eine marktunab-
hängige Beratung sicher.
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Strategische Initiative 
„Nutzerorientierte 
Leistungen“

Warum braucht es die strategische Initiative? 

Thüringen   belegt derzeit einen Spitzenplatz bei der 
Bereitstellung digitaler Leistungen im bundesweiten 
Vergleich. Gleichzeitig werden die verfügbaren Leis-
tungen vergleichsweise weniger häufig genutzt. Um die 
Potenziale der Digitalisierung mit Blick auf die Zufrie-
denheit von Nutzenden sowie eine effizientere Prozess-
abwicklung zu heben, sind zudem organisatorische 
Veränderungen notwendig.

Wie sieht das Soll-Bild aus? Für die nutzerorientierte 
Bereitstellung von Leistungen sollen…

• …digitale Angebote als Produkte verstanden wer-
den, die langfristig von Fach- und IT-Seite weiter-
entwickelt werden müssen.

• …sich digitale Angebote an den Anforderungen
der Nutzergruppen und nicht an dem bestehenden
Verwaltungsaufbau ausrichten. Das heißt, dass bei
der Weiterentwicklung von Produkten, Möglichkei-
ten einer Zentralisierung, Automatisierung, stär-
keren Bündelung und perspektivisch proaktiven
Leistungserbringung gemeinsam geprüft und ge-
gebenenfalls pilotiert werden sollten.

• …Produktmanagement-Kompetenzen an zentraler
und dezentraler Stelle aufgebaut und mit entspre-
chenden Ressourcen hinterlegt werden.

• …Service-Design-Kompetenzen zur Stärkung der
nutzerzentrierten (Weiter-) Entwicklung digitaler
Produkte etabliert werden.

• …Produkte in regelmäßigen Release-Zyklen auf der
Grundlage von Nutzerfeedbacks und -kennzahlen,
Standards und technischen Innovationen weiter-
entwickelt werden.

Strategische Initiative 
„Kompetenzaufbau“

Warum braucht es die strategische Initiative? 

Der Aufbau von Kompetenzen im Bereich des E-Govern-
ments, der IT und der digitalen Transformation unter-
stützt die Bediensteten, die Herausforderungen und 
Chancen des digitalen Wandels zu gestalten. Um im Kon-
text der demografischen Lage qualifizierte Fachkräfte zu 
gewinnen und zu halten, muss die Thüringer Landesver-
waltung attraktiv für Bedienstete bleiben.

Wie sieht das Soll-Bild aus? Für den Kompetenzaufbau 
sollen…

• …alle Bediensteten des Landes regelmäßig kosten-
freie Basisschulungen zur digitalen Transformation
über das Jahresfortbildungsprogramm erhalten.
Hierbei setzen wir schwerpunktmäßig auf E-Lear-
ning Angebote.

• …alle Bediensteten, die in Themen der digitalen
Transformation eine Spezialisierung benötigen,
weiterführende Schulungen im Rahmen eines mo-
dularen Fortbildungsangebots erhalten. In diesem
Zusammenhang sollen auch (Fach-) Karrieremög-
lichkeiten in der Verwaltung ermöglicht werden
(beispielsweise in der Laufbahn Verwaltungsinfor-
matik), flexibel neue Themen aufgegriffen werden
(z. B. KI) und in „Bootcamps“ ein umfassender Ein-
stieg in relevante Themen ermöglicht werden.

• …alle Führungskräfte und Entscheidungsträger  wie
z. B. der Personalvertretungen durch spezifische
Schulungen in der Weiterentwicklung ihres digita-
len Mindsets gefördert werden.

• …Beschäftigte, die digitale Projekte und Produkte
in der Landesverwaltung verantworten, durch spe-
zifische Vernetzungsformate und Team-Building-
Maßnahmen (z. B. Projektmanagement-Sprechstun-
den und -Coachings) in den Austausch kommen.

3.7.	 Strategische Initiativen 
Strategische Initiativen bündeln handlungsfeldübergreifende Ziele, die eines gemeinsamen Vorgehens aller 
Ressorts bedürfen. Sie bilden damit eine klare Umsetzungsperspektive aufbauend auf den strategischen Zielen 
und Etappenzielen. Damit unterstützen sie die Entwicklung von Maßnahmen im Aktionsplan und die gemeinsame 
Lösungsfindung bei ressortübergreifenden Herausforderungen.
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Strategische Initiative 
„Datenlabore“ 

Warum braucht es die strategische Initiative? 

Der gezielte Umgang mit Daten ist wichtig für die Förde-
rung der Wirksamkeit von Verwaltungshandeln und die 
Nutzung von Automatisierungspotenzialen. 

Wie sieht das Soll-Bild aus? Die Datenlabore sollen…

• …in einer ersten Pilotierungsphase (2 Jahre) vorab
gesammelte Anwendungsfälle der Landesressorts
und Kommunen betrachten. Dabei sollen Lösungen
für Behörden mit geringen oder umfassenden Erfah-
rungen in der Datennutzung erarbeitet werden.

• …eng mit verschiedenen Fachbereichen zusammen-
arbeiten, um gemeinsam Lösungen für Probleme der
Fachseite zu entwickeln und den Aufbau von Daten-
kompetenzen motivierend zu unterstützen.

• …einen Beitrag zur Umsetzung rechtlicher Vorga-
ben (z. B. Data Governance Act, SDG, High-Value-
Data Act20 und weitere) leisten und Grundlagen für
weiterführende datenbezogene Vorhaben legen (z.
B. Automatisierung, Effizienzsteigerung, Risikoma-
nagement).

• …Erkenntnisse mit Blick auf Dateninfrastruktur,
Datenmanagement, Daten-Governance und Daten-
kompetenz ableiten und für die Weiterentwicklung
datenbezogener Strategien des Landes nutzen.

• …in den Austausch mit den Datenlaboren des Bun-
des gehen und sich vernetzen (z. B. mit anderen
Ländern, Kommunen, mit Hochschulen und Unter-
nehmen).

• …in einer zweiten Betriebsphase und angelehnt an
die datenbezogenen Strategien des Landes flächen-
deckende Datenkompetenz bereitstellen – hier ist
im Rahmen der Pilotierungsphase ein gemeinsames
Organisations- und Zielkonzept zur Verstetigung
der Datenlabor-Strukturen zu entwickeln (gegebe-
nenfalls in Zusammenarbeit mit anderen Bundes-
ländern).

20 Der Data Governance Act, die SDG-Verordnung und der High-Value-Data Act sind 
EU-Vorgaben zur Gestaltung von Datenorganisationen und zur Nutzung (besonders 
wertvoller) Daten.

Strategische Initiative 
„Digitaler Arbeitsplatz 
der Zukunft“

Warum braucht es die strategische Initiative? 

Durch die Schaffung eines standardisierten und mo-
dernen digitalen Arbeitsplatzes können Bedienstete 
ortsunabhängig und kollaborativ arbeiten. Des Weite-
ren stärkt die Initiative die Konsolidierung der IT-Land-
schaft.

Wie sieht das Soll-Bild aus? Für den digitalen Arbeits-
platz der Zukunft sollen…

• …die Beschäftigten der Verwaltung als Nutzende im
Zentrum stehen und somit Einfluss auf die Gestal-
tung ihres Arbeitsplatzes erhalten.

• …Anforderungen an die Hard- und Software-Aus-
stattung in einem Zukunftsbild aufgenommen wer-
den, sodass Veränderungen am Arbeitsplatz durch
die digitale Transformation berücksichtig werden
können (z. B. mehr Kollaboration, mehr agiles Pro-
jektmanagement, mehr hybride Teams, Wissens-
austausch).

• …einfach zugängliche und abrufbare Schulungen
für Basisanwendungen (z. B. per Video) geschaffen
werden.

• …physische und virtuelle Experimentierräume ge-
schaffen werden, um innovative Tools (z. B. KI-An-
wendungen) zu erproben.

• ...Lizenzen an die tatsächliche Nutzung gekoppelt
werden (sogenannte „floating licence“), um eine op-
timale Ausstattung der Bediensteten bei gleichzeiti-
ger Entlastung der Administration zu ermöglichen.
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3.8.	 KI in der Verwaltung 

Staatliches Handeln braucht schnellere und effektivere 
Innovationen, um die herausfordernden und transfor-
mierenden Entwicklungen im Bereich Digitalisierung zu 
meistern. Künstliche Intelligenz (KI) kann hier ein erheb-
liches Innovationspotenzial bieten. KI bietet vielfältige 
Chancen für die Modernisierung der Verwaltung, wenn 
sie anforderungsgerecht entwickelt und vertrauens-
würdig eingesetzt wird. Dies erfordert Kompetenzen in 
der Verwaltung, die richtigen Infrastrukturen und tech-
nische, rechtliche sowie organisatorische Rahmenbe- 
dingungen.

Bereits heute wird KI in der Thüringer Verwaltung ein-
gesetzt. Um die Möglichkeiten von KI der ganzen Breite 
der Verwaltung zu erschließen, wurde im Frühjahr 2024 
begonnen, eine erste Daten- und KI-Strategie für die  
Thüringer Verwaltung zu erarbeiten. In einem breit an-
gelegten behördenübergreifenden Prozess werden Mög-
lichkeiten, Chancen, aber auch Risiken des Einsatzes von 
KI in der Verwaltung diskutiert und ein erster Rahmen für 
deren Einsatz geschaffen. Dabei sollen Anforderungs-
zenarien entwickelt, rechtliche Rahmenbedingungen 
erörtert und technische Möglichkeiten ausgelotet wer-
den. Grundlage für den Einsatz von KI sind ein effektives  
Datenmanagement sowie Kernkompetenzen zum Um-
gang mit Daten und KI.  

Als Handlungsfelder der Daten- und KI-Strategie wurden 
identifiziert:

• Modernisierung der Verwaltung mit KI

• KI-Forschung und Transfer

• Daten und Datenschutz

• Ordnungsrahmen für KI

• KI-Kompetenzen

• KI-Infrastruktur und

• Informations- und Cybersicherheit

KI wird in den nächsten Jahren auch die Strategie für 
eGovernment und IT nachhaltig verändern und prägen. 
Wir werden diesen Prozess aktiv gestalten.
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Governance und 
Umsetzung

4
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Lösungsempfehlung und Prüfbitten

4. Governance und
Umsetzung

4.1.	 Föderale und ressortübergreifende Governance
Die Verwaltungsdigitalisierung ist Daueraufgabe und 
gelingt nur gemeinsam mit allen Behörden der Landes-
verwaltung sowie mit Bund, Ländern und Kommunen. 
Die Handlungsfelder zeigen klare Ziele, insbesondere 
für eine stärkere Standardisierung, Konsolidierung und 
Zentralisierung auf, für die es einer engen Zusammen-
arbeit bedarf. 

Die zentrale Rolle des Beauftragten des Freistaats Thü-
ringen für E-Government und IT bzw. des Chief Infor-
mation Officers (CIO) im zuständigen Ministerium sorgt 
für klare Aufgaben, kurze Abstimmungs- und Entschei-
dungswege und fördert die Durchsetzbarkeit von Ent-
scheidungen. Der CIO koordiniert und steuert zentrale 
Maßnahmen im Bereich E-Government und IT. 

Für Abstimmungen und Entscheidungen im föderalen 
Kontext ist der CIO Mitglied im IT-Planungsrat und Vor-

sitzender des Beirats Kommunales E-Government. Inner-
halb der Landesregierung und -verwaltung nimmt der CIO 
am Digitalisierungskabinett auf Ministerialebene teil und 
sitzt dem Lenkungsausschuss für E-Government und IT 
vor, dem die Staatssekretäre der Ressorts angehören. 
Ein ressortübergreifender Austausch bezüglich opera-
tiver Fragestellungen zum E-Government und IT-Einsatz 
erfolgt im Arbeitskreis E-Government und IT. Stimmbe-
rechtigte Mitglieder des Arbeitskreises sind zuständige 
Referatsleitungen oder Referentinnen und Referenten der 
Staatskanzlei und der Ministerien sowie der Leiter der 
Koordinierungsstelle E-Government und IT. Auf Arbeits-
ebene wird der CIO durch die Koordinierungsstelle für  
E-Government und IT unterstützt.21

21  Weitere Informationen erhalten Sie in der Verwaltungsvorschrift für die Organisation 
des E-Government und des IT-Einsatzes in der Landesverwaltung des Freistaats Thüringen 
(Stand: 12. März 2019). Die Verwaltungsvorschrift wird derzeit in Abstimmung mit den 
Ressorts überarbeitet.	
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Abbildung 4: Übersicht zur Governance der Strategie-Umsetzung (Stand: März 2019)
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4.2.	 Umsetzung und Fortschreibung 

Die Strategie für E-Government und IT wird kontinuier-
lich fortgeschrieben. Sie ist modular aufgebaut und 
einfach erweiterbar, sodass die politischen und techni-
schen Entwicklungen laufend einfließen können. Durch 
die Festlegung des genauen Planungshorizontes der je-
weiligen Ziele, werden strategische Ziele innerhalb von 
5 bis 6 Jahren, Etappenziele nach 2 Jahren überprüft und 
aktualisiert. Damit erfüllen wir die sich stetig ändernden 
Bedingungen und Erwartungen.

Der Prozess zur Fortschreibung der E-Government- und 
IT-Strategie sowie zum Monitoring soll ressortübergrei-
fend und transparent in regelmäßigen Austauschrunden 
mit den IT-Verantwortlichen der Ressorts erfolgen. Diese 
sollen mindestens halbjährlich stattfinden und neben 
gesetzten Themenschwerpunkten, die Ziele stetig in Be-
zug auf Aktualität, Inhalt und Erfüllungsgrad prüfen und 
gegebenenfalls anpassen. Auch den Fortschreibungspro-
zess wollen wir evaluieren und wenn erforderlich überar-
beiten, um unsere Zusammenarbeit optimal zu gestalten.

Die Ableitung von Maßnahmen aus dem Strategiepapier 
erfolgt in den Ressorts entsprechend den Zuständig-
keiten. Ein Austausch sowie die Zusammenarbeit über 
Ressortgrenzen hinweg wird angestrebt und führt zur 
Zentralisierung geeigneter Aufgaben, Bündelung von 
Kompetenzen und folglich einer effizienten Umsetzung.

Die zur Erreichung der Ziele für E-Government und den 
IT-Einsatz in der Landesverwaltung abgeleiteten, so-
wohl übergreifenden als auch dezentralen Maßnahmen 
in den jeweiligen Zuständigkeitsbereichen der Landes-
verwaltung werden im Aktionsplan geführt und jährlich 
mit den Ressorts aktualisiert. Der Aktionsplan enthält 
klare Aufgabendefinitionen, Zuständigkeiten, Ziel- 
erreichungsgrade und priorisiert Maßnahmen unter 
Berücksichtigung des finanziellen Handlungsrahmens 
und der Handlungsnotwendigkeiten.

 4.3.	 Ressourcen
Die Finanzierung zentraler Projekte der Strategieum-
setzung erfolgt über den Einzelplan 16 des Thüringer 
Landeshaushalts. Dezentrale Projekte werden über die 
Ressorts in den dezentralen Kapiteln des Einzelplans 
16 finanziert. Den Kommunen stehen vorbehaltlich der 
Haushaltsplanung Mittel für die Förderung für die Digita-
lisierung zur Verfügung.

Für die Umsetzung   der E-Government- und IT-Strategie 
und zur Zielerreichung ist eine angemessene Verfüg-
barkeit von Personalressourcen erforderlich. Die Priori-
sierung der Haushaltsmittel obliegt diesbezüglich dem 
Haushaltsgesetzgeber.

Angestrebt wird der Aufbau einer operativen Einheit für 
Digitalisierung im Geschäftsbereich des für E-Govern-
ment zuständigen Ressorts, die perspektivisch über 
einen Personalpool verfügt und mit dem Ziel einer Auf-
gabenkonzentration die Verwaltungsmodernisierung 
beschleunigen soll. 

Angesichts der enorm gestiegenen Anforderungen an IT, 
E-Government und die Digitalisierung der Gesellschaft 
sind zudem die derzeit vorhandenen finanziellen und 
personellen Ressourcen beim TLRZ, den Kommunen und 
der KIV sukzessive auszubauen sowie digitale Kompe-
tenzen der Verwaltungsbediensteten über Fortbildung 
zu stärken.
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4.4.	 Zehn Erfolgsfaktoren für Digitalisierungsprojekte

  1 	Nutzerorientierung: Wir stellen die Nut-
zenden in den Mittelpunkt unseres Han-
delns. Wir verstehen ihre Bedürfnisse, 
Problemlagen und Lebenssituationen 
und entwickeln Lösungen, die ihnen  
einen echten Mehrwert bieten.

  2 Miteinander: Wir interagieren vertrauens-
voll und kompromissbereit in Teams  mit 
verschiedenen Kompetenzen, Hierarchien 
und Perspektiven.

  3 Produkte: Wir verstehen Projektergeb-
nisse als Produkte, die in einem Lebens-
zyklus kontinuierlich an Nutzerinteres-
sen, gesetzliche Regelungen und neue  
	Technologien angepasst werden.

  4 Transformation: Wir alle leisten einen 
Beitrag zur digitalen Transformation, 
indem wir rechtliche und organisato- 
rische Optimierungspotenziale erfassen,   
adressieren und umsetzen. 

  5   	 80/20: Wir fokussieren uns auf die An-
forderungen, mit denen mindestens 
80% des Nutzens zu 20% des   Auf-
wands  geschaffen werden, statt   
„Goldrandlösungen“ zu entwickeln.   
Weitere Anforderungen können im Rah- 
	men des Produktmanagements umge- 
	setzt werden.

  6 Zusammenarbeit: Wir tauschen uns mit 
Kommunen, Personalvertretungen sowie 
über Ressort-, und Ländergrenzen hinweg 
aus, beziehen Bedienstete mit ein, lernen 
von anderen und berichten von eigenen 
Erfahrungen.

  7 	Standardisierung: Wir richten uns an der 
Standardisierungsagenda des Bundes 
und des Landes aus. Wir integrieren Ba-
siskomponenten, offene Schnittstellen  
	und orientieren uns an Vorgehensmo- 
	dellen und Standard-Methoden.

  8 Wirkungsorientierung: Wir streben eine 
wirkungsorientierte Arbeitsweise an.   
Von Beginn an definieren wir nutzer-
zentrierte Wirkungsziele mit messbaren 
Zielwerten und steuern   unsere Projek-
te und Produkte nach diesen. 

  9 Fehlerkultur: Wir erlauben uns, Fehler 
zu machen oder zu scheitern. Die Betei-
ligten dürfen aus solchen Misserfolgen 
lernen und das Wissen für zukünftige  
	Prozesse nutzen.

10 Mindset: Wir fördern das digitale Mit-
denken und eine moderne Verwaltungs-
kultur, indem wir uns regelmäßig in Be-
zug auf digitale Kompetenzen fortbilden 
und uns als Dienstleister verstehen.
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